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Kreis Lippe 
 
295 Hinweis auf die öffentliche Zustellung:  
 Peter Radermacher 
 
Die öffentliche Zustellung eines Aufhebungsbescheides 
vom 29.06.2023 für die Zeit ab dem 01.12.2022 an Herrn 
Peter Radermacher ist gem. § 15 der Hauptsatzung des 
Kreises Lippe vom 02.07.2018, zuletzt geändert durch Sat-
zung vom 20.01.2022 zur Änderung der Hauptsatzung auf 
der Internetseite des Kreises Lippe unter www.kreis-
lippe.de/oeffentliche-zustellungen am 06.07.2023 öffentlich 
bekanntgemacht worden. 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
 
 
 
296 Immissionsschutz 
 
Öffentliche Bekanntmachung 
 
Aktenzeichen: 
766.0013/22/1.6.2 [SG-45] 
766.0014/22/1.6.2 [HB-41] 
 
Immissionsschutz 
Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb einer 
Windenergieanlage (WEA) in Schlangen und einer wei-
teren in Horn-Bad Meinberg 
 
Herr Ansgar Bauerkämper (vormals Cord Bauerkämper), 
Bauerkamp 1 in 33189 Schlangen, sowie die Tölle Lack-
mann GbR, Dr.-Wessel-Weg 10 in 32805 Horn-Bad Mein-
berg, wurde mit Bescheid vom 30.06.2023 (SG-45) und 
03.07.2023 (HB-41) die Genehmigung gem. § 4 Bundes-Im-
missionsschutzgesetz (BImSchG) für die Errichtung und den 
Betrieb je einer Windenergieanlage erteilt.  
 
Bei der Anlage SG-45 handelt es sich um eine WEA des 
Typs Enercon E-115 EP3 E3 mit einer  
Nabenhöhe von 135,0 m, einem Rotorblattdurchmesser von 
115,7 m und einer Gesamthöhe von 192,9 m, sowie einer 
Leistung von 4,2 MW. Bei der Anlage HB-41 handelt es sich 
um eine WEA des Typs Enercon E-138 EP3 E2 mit einer 
Nabenhöhe von 160,0 m, einem Rotorblatt-durchmesser 
von 138,3 m und einer Gesamthöhe von 229,1 m, sowie ei-
ner Leistung von 4,2 MW. 
 
Die Anlagen sollen auf nachfolgenden Betriebsgrundstü-
cken errichtet werden: 
 
SG-45:  Gemeinde Schlangen, Gemarkung Schlangen, Flur 
 11, Flurstück 51 und 52  
HB-41:  Stadt Horn-Bad Meinberg, Gemarkung Veldrom, 
 Flur 4, Flurstück 3 und 4 
 
Im Rahmen dieses gemeinsamen Repowerings werden fünf 
Altanlagen demontiert. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung der Genehmigungsbe-
scheide erfolgt gem. § 10 Abs. 7 S. 2, Abs. 8 S. 2 u. 3 BIm-
SchG i.V.m. § 21a der 9. BImSchV. 
 
Die Genehmigungsbescheide enthalten Bedingungen und 
Auflagen zur Sicherstellung des Immissionsschutzes, zum  
 
 

 
Baurecht, Brandschutz, Gewässer-/Grundwasserschutz, 
Abfallrecht, Landschafts- und Naturschutz, Arbeitsschutz, 
militärischen und zivilen Luftverkehrsrecht.  
 
Die jeweilige Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb 
von drei Jahren nach der Bestandskraft des jeweiligen Be-
scheids mit der Errichtung der jeweiligen Windenergiean-
lage begonnen worden ist.  
 
Die Ausfertigungen der Genehmigungsbescheide und deren 
Begründungen können nach dieser Bekanntmachung im 
Zeitraum vom 17.07.2023 bis einschließlich 31.07.2023 
gem. § 3 Abs. 1 Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) 
i.V.m. § 27a Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW 
(VwVfG NRW) auf der Internetseite des Kreises Lippe unter  
 
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-be-
kanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-ener-
gie.php (→Immissionsschutz → Verfahren mit Öffentlich-
keitsbeteiligung)  
abgerufen und eingesehen werden. 
 
Die gem. § 10 Abs. 8 Satz 3 BImSchG vorzunehmende Aus-
legung des Genehmigungsbescheides wird somit gem. § 3 
Abs. 1 Satz 1 PlanSiG durch Veröffentlichung im Internet er-
setzt. 
 
Zudem wird die Entscheidung über das länderübergreifende 
UVP-Portal unter https://uvp-verbund.de/nw bekannt ge-
macht. 
 
Daneben liegt der Genehmigungsbescheid während des 
o.g. Auslegungszeitraumes als  
zusätzliches Informationsangebot gem. § 3 Abs. 2 PlanSiG 
bei 
 
 

  der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am 
Haupteingang, Felix-Fechenbach-Straße 5 in 
32756 Detmold, 

 
  der Stadt Horn-Bad Meinberg, Stadtentwicklung, 

Bauen und Liegenschaften - Raum 25, Marktplatz 
2 in 32805 Horn-Bad Meinberg, 

 
  der Gemeinde Schlangen, Bauamt, Im Dorfe 2, 

33189 Schlangen 
 
aus und können dort während der Dienststunden eingese-
hen werden. Weitere Termine sind ggf. nach vorheriger te-
lefonischer Vereinbarung möglich.  
 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montag bis Donnerstag: von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitag:    von 07:30 Uhr bis 13:00 Uhr 
 
Dienststunden der Stadtverwaltung Horn-Bad Meinberg, 
Stadtentwicklung, Bauen und  
Liegenschaften: 
Mo., Di., Do., Fr.:  von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr  
Mittwoch:   von 07:30 Uhr bis 12:30 Uhr 
Donnerstag:   von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 
und     von 14:00 Uhr bis 17:30 Uhr 
sowie nach Vereinbarung. 
 
Dienststunden der Gemeinde Schlangen, Bauamt: 
Montag:    von 08:30 Uhr bis 12:15 Uhr 
Dienstag:   von 08:30 Uhr bis 12:15 Uhr 
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Mittwoch:   von 08:30 Uhr bis 12:15 Uhr 
Donnerstag:   von 08:30 Uhr bis 12:15 Uhr  
und     von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitag:    von 08:30 Uhr bis 12:15 Uhr 
 
Dieser Bekanntmachungstext und die Genehmigungsbe-
scheide können zudem auf der Internetseite des Kreises 
Lippe unter https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuel-
les/amtliche bekanntmachungen/bekanntmachungen-um-
welt-und-energie.php (► Immissionsschutz ► Verfahren mit 
Öffentlichkeitsbeteiligung) und über das UVP-Portal unter 
www.uvp-verbund.de abgerufen und eingesehen werden.  
 
Mit dem Ende der o. g. Auslegungsfrist (31.07.2023, 24:00 
Uhr) gelten die Bescheide jeweils auch gegenüber Dritten 
als zugestellt und damit als bekannt gegeben. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Bescheide kann jeweils innerhalb eines Mo-
nats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden.  
 
Die Klage ist beim Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, 
schriftlich zu erklären. Die Klage muss den Kläger, den Be-
klagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-
nen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Auf die 
Pflicht zur Vertretung durch einen Prozessbevollmächtigten 
vor dem Oberverwaltungsgericht gemäß § 67 Absatz 4 
VwGO wird hingewiesen. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen 
Verschulden Ihnen zugerechnet werden.  
 
Bei Erhebung der Klage durch eine Rechtsanwältin oder ei-
nen Rechtsanwalt, einer Behörde oder einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen-
schlüsse muss die Klage nach § 55d Satz 1VwGO als elekt-
ronisches Dokument übermittelt werden. Dies gilt nach § 
55d Satz 2 VwGO auch für andere nach der VwGO vertre-
tungsberechtigte Personen, denen ein sicherer Übermitt-
lungsweg nach § 55a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur 
Verfügung steht.  
 
Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus tech-
nischen Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt auch 
bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 1 und 2 VwGO 
die Klageerhebung mittels Schriftform zulässig. Die vorüber-
gehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder 
unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung 
ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. 
 
Hinweise zur Klageerhebung in elektronischer Form und 
zum elektronischen Rechtsverkehr finden Sie auf der Home-
page des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen 
(www.ovg.nrw.de).   
 
Hinweis: 
Nach § 63 BImSchG haben Widerspruch und Anfechtungs-
klage eines Dritten gegen die Zulassung einer Windenergie-
anlage an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Me-
tern keine aufschiebende Wirkung. Das Oberverwaltungs-
gericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 
5, 48143 Münster, kann auf Antrag die aufschiebende Wir-
kung der Klage anordnen (§ 80 VwGO). 
 
Kreis Lippe 

 
Der Landrat 
 
 
Im Auftrag  
gez. Kerkmann 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
 
 
 
297 Öffentliche Zustellung Mushi, Zaher Ahmmed 
 
die Öffentliche Zustellung mit dem Titel 04072023 Öffentli-
che Zustellung Mushi, Zaher Ahmmed ist gem. § 15 der 
Hauptsatzung des Kreises Lippe vom 02.07.2018, zuletzt 
geändert durch Satzung vom 20.01.2022 zur Änderung der 
Hauptsatzung auf der Internetseite des Kreises Lippe unter 
www.kreis-lippe.de/oeffentliche-zustellungen am 
04.07.2023 öffentlich zugestellt worden. 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
 
 
 
298 Immissionsschutz 
 
Öffentliche Bekanntmachung 
 
Datum: 10.07.2023 
 
Aktenzeichen: 
766.0001/23/1.6.2 (LG-104) 
766.0002/23/1.6.2 (LG-105) 
 
Immissionsschutz 
Genehmigungsverfahren nach §§ 4, 6, 10 Bundes-Im-
missionsschutzgesetz (BImSchG) für die Errichtung 
und den Betrieb von zwei Windenergieanlagen (WEA) 
 
Die Westwind Projektierungs GmbH & Co. KG, Brinkstraße 
25, 27245 Kirchdorf, beantragt gemäß §§ 4, 6, 10 des BIm-
SchG die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von 
zwei Windenergieanlagen. 
 
Je eine der beantragten Windenergieanlage soll auf den 
nachfolgend aufgeführten Betriebsgrundstücken errichtet 
werden: 

• LG-104: Stadt Lügde, Gemarkung Lügde, Flur 16, 
Flurstück 58 

• LG-105: Stadt Lügde, Gemarkung Lügde, Flur 17, 
Flurstück 194. 

 
Bei den Anlagen LG-104 und LG-105 handelt es sich jeweils 
um eine WEA des Typs Enercon E-160 EP5 E3 mit einer 
Nabenhöhe von 160,0 m, einem Rotorblattdurchmesser von 
160,0 m und einer Gesamthöhe von 240,0 m sowie einer 
Leistung von 5,56 MWel. 
 
Die Anlagen LG-104 und LG-105 sollen laut Antrag im Jahr 
2024 in Betrieb genommen werden. 
 
Die beantragten Anlagen sind im Anhang zu § 1 der Vierten 
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BIm-
SchV) unter der Nr. 1.6.2 V als Anlagen genannt, für die 
nach der Verfahrensart der 4. BImSchV ein Verfahren ohne 
Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen wäre. Für das Vor-
haben wurde jedoch von der Antragstellerin gem. § 7 Abs. 3 
UVPG die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung beantragt und ein UVP-Bericht gem. § 4e der 9. BIm-
SchV i. V. m. § 16 UVPG eingereicht. Der Entfall der UVP- 
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Vorprüfung wird von der Genehmigungsbehörde als zweck-
mäßig erachtet. Das Verfahren mit Umweltverträglichkeits-
prüfung wird aufgrund dessen gem. § 2 Abs. 1 Nr. 1 c) der 
4. BImSchV im förmlichen Verfahren nach § 10 BImSchG 
mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt. Zuständige Ge-
nehmigungsbehörde ist der Landrat des Kreises Lippe. 
 
Einzelheiten ergeben sich aus dem ausgelegten Antrag, den 
beigefügten Plänen, Zeichnungen und Beschreibungen zu 
Art und Umfang des Vorhabens. Die Antragsunterlagen um-
fassen insbesondere folgende entscheidungserhebliche Un-
terlagen des Vorhabens: Antragsformulare; Übersichtskar-
ten und Pläne; Herstellerunterlagen; Brandschutzkonzept; 
Allgemeine Informationen über Umwelteinflüsse; Angaben 
zu Abfällen; Angaben zu wassergefährdenden Stoffen; Si-
cherheitsdatenblätter; Angaben zum Arbeitsschutz; Gutach-
ten zur Standorteignung; Schallimmissionsprognose; Schat-
tenwurfprognose; UVP-Bericht; Landschaftspflegerischer 
Begleitplan (LBP); Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag; Bau-
antrag mit Bauvorlagen; Gutachten zur Baugrunderkun-
dung/Gründungsberatung. 
 
Der Antrag mit den dazugehörigen Antragsunterlagen liegt 
in der Zeit vom 17.07.2023 bis einschließlich 16.08.2023 
[1 Monat] bei 
 

 der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am 
Haupteingang, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 
Detmold, 

 der Stadt Lügde, Fachgebiet Planen und Bauen, 
Raum 210, Am Markt 1, 32676 Lügde, 

 der Stadt Schieder-Schwalenberg, Fachbereich 
Stadtentwicklung, Im Kurpark 2, Zimmer 17, 32816 
Schieder-Schwalenberg und 

 der Stadt Bad Pyrmont, Fachgebiet Bauaufsicht 
und Stadtplanung, im Foyer, Rathausstraße 1, 
31812 Bad Pyrmont 
 

aus und kann dort während der Dienststunden eingesehen 
werden. Weitere Termine sind ggfls. nach vorheriger telefo-
nischer Vereinbarung möglich. 
 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montag bis Donnerstag:  von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitag:     von 07:30 Uhr bis 13:00 Uhr 
 
Dienststunden der Stadt Lügde, Raum 210: 
Montag bis Donnerstag:  von 07:30 Uhr bis 12:45 Uhr 
Freitag     von 07:30 Uhr bis 12:00 Uhr 
Montag (zusätzlich):   von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Donnerstag (zusätzlich):  von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
 
Dienststunden der Stadt Schieder-Schwalenberg, Zimmer 
17: 
Montag bis Freitag:   von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
Donnerstag (zusätzlich):  von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
 
Dienststunden der Stadt Bad Pyrmont: 
Montag bis Freitag:   von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 
Freitag (zusätzlich):   von 14:00 Uhr bis 16:30 Uhr 
 
Die Antragsunterlagen und dieser Bekanntmachungstext 
sind zudem auf der Internetseite des Kreises Lippe unter 
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-be-
kanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-ener-
gie.php (► Immissionsschutz ► Verfahren mit Öffentlich-
keitsbeteiligung) und über das UVP-Portal unter www.uvp-
verbund.de abrufbar. 

 
Einwendungen gegen das Vorhaben können während des 
Auslegungszeitraums und bis einen Monat nach Ablauf der 
Auslegungsfrist, also vom 17.07.2023 bis einschließlich 
18.09.2022) schriftlich oder elektronisch 
 

 bei der Kreisverwaltung Lippe, Fachgebiet 680 - 
Immissionsschutz, Felix-Fechenbach-Straße 5, 
32756 Detmold, 

 bei der Stadt Lügde, Fachgebiet Planen und 
Bauen, Raum 210, Am Markt 1, 32676 Lügde, 

 bei der Stadt Schieder-Schwalenberg, Fachbereich 
Stadtentwicklung, Im Kurpark 2, Zimmer 17, 32816 
Schieder-Schwalenberg und 

 bei der Stadt Pyrmont, Fachgebiet Bauaufsicht und 
Stadtplanung, Rathausstraße 1, 31812 Bad Pyr-
mont 

 
erhoben werden. Maßgebend für fristgerechte Einwendun-
gen ist der Eingang der Einwendungen bei den genannten 
Stellen. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Geneh-
migungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 10 
Abs. 3 Satz 5 BImSchG). Dies gilt nicht für ein sich anschlie-
ßendes Gerichtsverfahren. Einwendungen, die auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln beruhen, sind auf den Rechts-
weg vor den ordentlichen Gerichten zu verweisen. 
 
Name und Anschrift der Einwenderinnen und Einwender 
sind auf den Einwendungen vollständig und deutlich lesbar 
anzugeben. Einwendungen mit unleserlichen Namen oder 
Anschrift können nicht berücksichtigt werden. Es wird emp-
fohlen, außerdem die Gründe des Einwandes darzulegen. In 
der Einwendung sollten zudem Angaben zum Grundstück 
der Einwenderin/ des Einwenders (Straße, Hausnummer) 
gemacht werden. Die Einwendungsschreiben werden an die 
Antragstellerin sowie an die jeweiligen Fachbehörden zur 
Stellungnahme weitergegeben. Auf Verlangen der Einwen-
derin/ des 
Einwenders werden dessen Name und Anschrift unkenntlich 
gemacht, soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des In-
halts der Einwendungen erforderlich sind. 
 
Für den Fall, dass Einwendungen erhoben werden, wird 
hiermit der Termin zur mündlichen Erörterung der erho-
benen Einwendungen für das o. g. Verfahren durch die Ge-
nehmigungsbehörde auf den 02.11.2023 ab 15:00 Uhr an-
beraumt. Er wird im Kreishaus, Raum 404, Felix-Fechen-
bach-Straße 5, in 32756 Detmold stattfinden. Die Erörte-
rung kann bei Bedarf am darauffolgenden Tag ab 10:00 Uhr 
fortgesetzt werden. Es wird darauf hingewiesen, dass der 
Erörterungstermin durchgeführt wird, soweit er nicht auf-
grund einer Ermessensentscheidung der Genehmigungsbe-
hörde gem. § 10 Abs. 6 BImSchG i. V. m. § 16 der 9. BIm-
SchV entfällt. 
 
Der Erörterungstermin ist gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1 der 9. 
BImSchV öffentlich. Im Einzelfall kann aus besonderen 
Gründen die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Bei 
Platzmangel haben Behördenvertreter, die Antragstellerin 
und Personen, die fristgerecht Einwendungen vorgebracht 
haben, sowie deren rechtsgeschäftliche Vertreter und Bei-
stände Vorrang bei der Teilnahme. Die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen werden gem. § 10 Abs. 4 Nr. 3 und Abs. 
6 BImSchG in diesem Termin ohne Rücksicht auf das Aus-
bleiben des Antragstellers oder der Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, erörtert. Es wird darauf hingewie-
sen, dass die Zustellung der Entscheidung über den Antrag  
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auf Erteilung einer Genehmigung und über Einwendungen 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann. 
 
Das Vorhaben und die Auslegung werden hiermit gemäß § 
10 Abs. 3 BImSchG, § 8 Abs. 1 der 9. BImSchV öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
 
Im Auftrag 
gez. Klüter 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
299 Aufhebungssatzung zur Satzung über die  
 Erhebung einer Wettbürosteuer 
 
in der Stadt Bad Salzuflen (Wettbürosteuersatzung) vom 
01.08.2018 
 
Aufgrund der §§ 7, 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und der §§ 1 bis 3 und 20 
Abs. 2 Buchstabe b des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) in den zurzeit geltenden 
Fassungen, hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner 
Sitzung am 21.06.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 
Die Satzung über die Erhebung der Wettbürosteuer in der 
Stadt Bad Salzuflen vom 05.07.2018 wird aufgehoben. 
 
§ 2 
Die Aufhebungssatzung tritt rückwirkend zum 30.09.2022 in 
Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung „Aufhebungssatzung zur Satzung 
über die Erhebung einer Wettbürosteuer in Bad Salzuflen 
(Wettbürosteuersatzung) vom 01.08.2018“ wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der Stadt 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 
 

 
Bad Salzuflen, den 22.06.2023 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Dirk Tolkemitt 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
 
 
 
 
 
 

 
300 Bekanntmachung des Ergebnisses über das 
 Abstimmungsverfahren über die Bestimmung 
 der Schulart der neu zu errichtenden  
 Grundschule Holzhausen 
 
Das amtliche Ergebnis der Abstimmung für die neu zu er-
richtende Grundschule Holzhausen, Alt-Sylbacher Weg 9 in 
32107 Bad Salzuflen liegt vor. Die geplante zweizügige 
Grundschule wird – vorbehaltlich der Zustimmung der Be-
zirksregierung Detmold – als eigenständige Gemeinschafts-
grundschule am 01. August 2024 ihre Arbeit aufnehmen. 
Dies hat das Abstimmungsverfahren ergeben. 
 
Der Rat der Stadt Bad Salzuflen hat die Auflösung des 
Grundschulverbundes Schötmar – Holzhausen bei gleich-
zeitiger Neuerrichtung des Teilstandortes Holzhausen als ei-
genständige Grundschule im Rahmen der Schulentwick-
lungsplanung beschlossen. Im Vorfeld entscheiden die El-
tern der in Frage kommenden Schüler*innen in einem ge-
setzlich vorgeschriebenen Bestimmungsverfahren über die 
Schulart der geplanten Grundschule. 
 
245 stimmberechtigte Eltern hatten vom 19. bis 21. Juni 
2023 die Möglichkeit, ihre Wahl zur Schulart zu treffen. Zur 
Auswahl standen eine Gemeinschaftsgrundschule, eine ka-
tholische oder evangelische Bekenntnisschule sowie eine 
Weltanschauungsschule. Um eine konfessionelle Grund-
schule errichten zu können, wären im Abstimmungsverfah-
ren mindestens 200 gültige Stimmen für eine der konfessio-
nellen Schularten erforderlich gewesen. 
 
An der Abstimmung hat niemand teilgenommen.  

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
 
 
 
301 Widmung der Erschließungsanlage  
 „Zur Koppel“ nach dem Straßen- und  
 Wegegesetz NRW 
 
I. 
Gemäß § 6 Abs. 1 des Straßen- und Wegegesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) wird die im Eigen-
tum der Stadt Bad Salzuflen stehende Verkehrsfläche „Zur 
Koppel“ (Teil des Flurstücks 2453, Flur 3, Gemarkung Werl-
Aspe) mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr ge-
widmet. 
Die Straße wird nach ihrer Verkehrsbedeutung als Gemein-
destraße, Anliegerstraße gemäß § 3 Abs. 4 Nr. 2 StrWG 
NRW, eingestuft. Im Lageplan ist dieser Bereich durch ein-
fache Schraffur gekennzeichnet. 
Der östliche Teil des Flurstücks Teil aus 2453 bzw. das Flur-
stück 2707, Flur 3, Gemarkung Werl-Aspe ist als Rad- und 
Gehwegverbindung nur für den Fußgänger- und Radfahrver-
kehr zugelassen. Im Lageplan sind diese Bereiche durch 
Kreuzschraffur gekennzeichnet. 
Die Widmung bezieht sich auf die im Lageplan schraffierten 
Bereiche; der Lageplan ist Bestandteil dieser Widmungsver-
fügung. 
Baulastträger dieser Straße ist die Stadt Bad Salzuflen. 
 
II. 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Widmung kann innerhalb eines Monats vom 
Tag dieser Bekanntmachung an Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden, Königswall 8 in 
32423 Minden, schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. 
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Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektroni-
schen Dokuments an die elektronische Poststelle des Ge-
richts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verant-
wortenden Person versehen sein oder von der verantwor-
tenden Person signiert und auf einem sicheren Übermitt-
lungsweg gemäß § 55a Absatz 4 Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) eingereicht werden. Es muss für die Bearbei-
tung durch das Gericht geeignet sein. Die technischen Rah-
menbedingungen für die Übermittlung und die Eignung zur 
Bearbeitung durch das Gericht bestimmen sich nach nähe-
rer Maßgabe der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung 
- ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803), in der 
jeweils geltenden Fassung. 
 
Bad Salzuflen, den 15.06.2023 
Stadt Bad Salzuflen      
   
Der Bürgermeister 
 
 
Dirk Tolkemitt 
Anlage: Lageplan 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
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Stadt Detmold 
 
302 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-
 schlusses der Stadt Detmold zum 31.12.2020 
 und Entlastung des Bürgermeisters 
 
Aufgrund des § 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV. NRW 
S. 666) in der derzeit gültigen Fassung hat der Rat der Stadt 
Detmold am 14.12.2022 den vom Rechnungsprüfungsaus-
schuss geprüften und mit einem uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk versehenen Jahresabschluss zum 31.12.2020 
durch Beschluss festgestellt und dem Bürgermeister Entlas-
tung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2020 mit dem jeweiligen La-
gebericht ist gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW dem Landrat des 
Kreises Lippe als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit 
Schreiben vom 10.01.2023 angezeigt worden. 
 
Der Jahresabschluss mit dem Lagebericht 2020 der Stadt 
Detmold wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die Bilanz, 
die Ergebnis- und Finanzrechnung zum 31.12.2020 sind 
nachfolgend abgedruckt. 
 
Der Jahresabschluss 2020 mit allen Anlagen sowie der La-
gebericht 2020 liegen zur Einsichtnahme ab dem 10.07.2023 
bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses bei 
der Stadt Detmold, Bielefelder Straße 1, Zimmer 201, wäh-
rend der Dienstzeiten öffentlich aus und sind im Internet unter 
www.detmold.de verfügbar. 
 
Detmold, 23.06.2023 
 
 
Der Bürgermeister 
Hilker 
 
 
Schlussbilanz zum 31.12.2020 
Aktiva in € 
1. Anlagevermögen 737.645.378,17 
1.1.Immaterielle Vermögensgegenstände 662.609,40 
 
1.2. Sachanlagen  660.773.989,07 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und 43.252.164,29 
         grundstücksgleiche Rechte 
1.2.1.1 Grünflächen 32.600.805,98 
1.2.1.2 Ackerland 2.672.098,97 
1.2.1.3 Wald, Forsten  1.385.809,59 
1.2.1.4 Sonstige unbebaute Grundstücke 6.593.449,75 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und  241.449.115,52 
         grundstücksgleiche Rechte  
1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinrichtungen 4.010.649,25 
1.2.2.2 Schulen 135.868.850,88 
1.2.2.3 Wohnbauten  12.080.914,64 
1.2.2.4 Sonstige Dienst-, Geschäfts- 89.488.698,75 
            und Betriebsgebäude 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 337.361.492,87 
1.2.3.1 Grund und Boden des  36.322.313,67 
            Infrastrukturvermögens 
1.2.3.2 Brücken und Tunnel 7.273.490,00 
1.2.3.3 Gleisanlagen mit Streckenausrüstung 0,00 
            und Sicherheitsanlagen 
1.2.3.4 Entwässerungs- und  170.609.710,06 
            Abwasserbeseitigungsanlagen 
1.2.3.5 Straßennetz mit Wegen, Plätzen 122.442.353,52 

 
            und Verkehrslenkungsanlagen 
1.2.3.6 Sonstige Bauten des  713.625,62 
            Infrastrukturvermögens 
1.2.4 Bauten auf fremden Grund und Boden 
 1.319.119,00 
1.2.5 Kunstgegenstände, 72.400,64 
         Kulturdenkmäler   
1.2.6 Maschinen und technische 7.938.126,27 
         Anlagen, Fahrzeuge 
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 9.655.337,91 
1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau
 19.726.232,57 
 
1.3. Finanzanlagen 76.208.779,70 
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen  
 67.938.865,00 
1.3.2 Beteiligungen 440.500,00 
1.3.3 Sondervermögen 0,00 
1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens  589.648,12 
1.3.5 Ausleihungen 7.239.766,58 
1.3.5.1 an verbundenen Unternehmen 4.657.308,15 
1.3.5.2 an Beteiligungen 0,00 
1.3.5.3 an Sondervermögen 0,00 
1.3.5.4 Sonstige Ausleihungen 2.582.458,43 
 
2. Umlaufvermögen 32.796.134,85 
2.1 Vorräte 6.276.194,99 
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 
 6.276.194,99 
2.1.2 Geleistete Anzahlungen 0,00 
2.2 Forderungen und sonstige  15.183.378,11 
      Vermögensgegenstände 
2.2.1 Öffentlich-rechtliche Forderun- 11.221.791,60 
         gen und Forderungen aus  
         Transferleistungen 
2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 1.319.602,03 
2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände 2.641.984,48 
2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,00 
2.4 Liquide Mittel 11.336.561,75 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 755.908,19 
 
Gesamtsumme Aktiva 776.026.928,67 
Passiva in € 
 
1. Eigenkapital 141.119.469,17 
1.1 Allgemeine Rücklagen 120.747.952,20 
1.2 Sonderrücklagen 0,00 
1.3 Ausgleichsrücklage 17.021.390,58 
1.4 Jahresüberschuss/ Jahresfehlbetrag 3.350.126,39 
 
2. Sonderposten  235.608.371,73 
2.1 für Zuwendungen 183.713.333,19 
2.2 für Beiträge 46.704.418,40 
2.3 für den Gebührenausgleich 3.271.166,88 
2.4 sonstige Sonderposten 1.919.453,26 
 
3. Rückstellungen 173.752.473,02 
3.1 Pensionsrückstellungen  123.126.018,02 
3.2 Rückstellungen für Deponien und Altlasten  
 136.100,00 
3.3 Instandhaltungsrückstellungen 26.188.000,00 
3.4 Sonstige Rückstellungen nach 24.302.355,00 
      § 37 Abs. 5 und 6 
 
4. Verbindlichkeiten 214.863.445,49 
4.1 Anleihen 0,00 
4.1.1 für Investitionen 0,00 
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4.1.2 zur Liquiditätssicherung 0,00 
4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten  171.005.291,11 
      für Investitionen 
4.2.1 von verbundenen Unternehmen  0,00 
4.2.2 von Beteiligungen 0,00 
4.2.3 von Sondervermögen  0,00 
4.2.4 vom öffentlichen Bereich      968.707,94 
4.2.5 von Kreditinstituten 170.036.583,17 
4.3 Verbindlichkeiten aus Krediten 14.515.866,06 
      zur Liquiditätssicherung  
4.4 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die 143.996,00 
      Kreditaufnahmen wirtschaftlich  
      gleichkommen 
4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen 6.498.683,79 
      und Leistungen 
4.6 Verbindlichkeiten aus  2.713.721,05 
      Transferleistungen 
4.7 Sonstige Verbindlichkeiten 8.476.030,71 
4.8 Erhaltene Anzahlungen 11.509.856,77 
5. Passive Rechnungsabgrenzung 10.683.169,26 
 
Gesamtsumme Passiva 776.026.928,67 
 
 
Ergebnisrechnung 2020 in € 
 
Nr.    Bezeichnung  
1       Steuern und ähnliche Abgaben 106.044.280,68 
2   +  Zuwendungen  und allgemeine Umlagen
 75.615.507,87 
3   +  Sonstige Transfererträge 6.001.469,78 
4   +  Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 
 36.952.775,41 
5   +  Privatrechtliche Leistungsentgelte 2.157.100,73 
6   +  Kostenerstattungen und Kostenumlagen  
 5.066.460,83 
7   +  Sonstige ordentliche Erträge 17.071.851,98 
8   +  Aktivierte Eigenleistungen 603.443,67 
9  +/- Bestandsveränderungen 0,00 
10 =  Ordentliche Erträge 249.512.890,95 
11  -  Personalaufwendungen 57.800.286,43 
12  -  Versorgungsaufwendungen  7.496.945,57 
13  -  Aufwendungen für Sach- und 26.584.806,50 
         Dienstleistungen 
14  -  Bilanzielle Abschreibungen 18.454.937,70 
15  -  Transferaufwendungen 120.823.760,62 
16  -  Sonstige ordentliche 14.829.282,97 
          Aufwendungen 
17  =  Ordentliche Aufwendungen 245.990.019,79 
18  =  Ordentliches Ergebnis  3.522.871,16 
19  +  Finanzerträge 145.491,13 
20   -  Zinsen und ähnliche              5.147.743,36 
          Aufwendungen 
21  =  Finanzergebnis -5.002.252,23 
22  =  Ergebnis der laufenden -1.479.381,07 
          Verwaltungstätigkeit 
23 +  Außerordentliche Erträge 4.829.507,46 
24  -  Außerordentliche Aufwendungen  0,00 
25 =  Außerordentliches Ergebnis 4.829.507,46 
26 =  Jahresergebnis    3.350.126,39 
27  -  Globaler Minderaufwand 0,00 
28 =  Jahresergebnis nach 

Abzug globaler Minderaufwand 3.350.126,39 
Nachrichtlich: Verrechnung von 
Erträgen und Aufwendungen 
mit der Allgemeinen Rücklage 
29 +  Verrechnete Erträge  

bei Vermögensgegenständen 467.216,91 

 
30 +  Verrechnete Erträge bei Finanzanlagen 0,00 
31 -   Verrechnete Aufwendungen 

bei Vermögensgegenständen 592.295,64 
32 -   Verrechnete Aufwendungen bei Finanzanlagen  
 0,00 
33 =  Verrechnungssaldo -125.078,73 
 
 
Finanzrechnung 2020 in € 
Nr.  Bezeichnung   
1      Steuern und ähnliche Abgaben   106.355.729,08 
2   + Zuwendungen und allgemeine Umlagen  
 67.406.379,33 
3   + Sonstige Transfereinzahlungen 6.309.038,76 
4   + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte  
 35.541.279,16 
5   + Privatrechtliche Leistungsentgelte 1.844.845,46 
6   + Kostenerstattungen und Kostenumlagen  
 5.600.872,80 
7   + Sonstige Einzahlungen 6.145.540,21 
8   + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 
 145.483,45 
9   = Einzahlungen lfd. Verwaltungstätigkeit 
 229.349.168,25 
10  - Personalauszahlungen 52.378.711,15 
11  - Versorgungsauszahlungen 6.013.627,40 
12  - Auszahlungen für Sach- und 26.266.693,98 
        Dienstleistungen 
13  - Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 
  2.925.568,78 
14  - Transferauszahlungen 118.681.178,79 
15  - Sonstige Auszahlungen     12.755.085,01 
16 = Auszahlungen aus lfd.  219.020.865,11 
        Verwaltungstätigkeit 
17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit  
  10.328.303,14 
18 + Einzahl. aus Zuwendungen für 14.788.686,63 
        Investitionsmaßnahmen 
19 + Einzahl. aus der Veräußerung 3.704.859,67 
        von Sachanlagen 
20 + Einzahl. aus der Veräußerung 0,00 
        von Finanzanlagen 
21 + Einzahl. aus Beiträgen und Entgelten 207.726,43 
22 + Sonstige Investitionseinzahlungen 23.280,42 
23 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
  18.724.553,15 
24  - Auszahl. für den Erwerb von  4.248.280,60 
        Grundstücken und Gebäuden 
25  - Auszahl. für Baumaßnahmen 15.256.468,37 
26  - Auszahl. für den Erwerb von  3.299.918,79 
        bewegl. Anlagevermögen 
27  - Auszahl. für den Erwerb von Finanzanlagen
1.202.500,00 
28  - Auszahl. von aktivierbaren Zuwendungen 0,00 
29  - Sonstige Investitionsauszahlungen 16.000,00 
30 = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 
  24.023.167,76 
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit -5.298.614,61 
32 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag 5.029.688,53 
33 + Aufnahme und Rückflüssen von Darlehen 
  14.841.287,92 
34 + Aufnahme von Krediten zur  42.668.102,00 
        Liquiditätssicherung 
35  - Tilgung und Gewährung von Darlehen 
  15.169.788,01 
36  - Tilgung von Krediten zur  44.700.000,00 
        Liquiditätssicherung 
37 = Saldo der Finanzierungstätigkeit -2.360.398,09 
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38 = Änderung des Bestandes an 2.669.290,44 
        eigenen Finanzmitteln  
39 + Anfangsbestand an Finanzmitteln 10.712.779,23 
40 + Veränderung des Bestandes an -2.045.507,92 
        fremden Finanzmitteln 
41 = Liquide Mittel 11.336.561,75 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
 
 
 
303 Öffentliche Zustellung: Nils Wright 
 
Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung gem. 
§ 10 Landeszustellungsgesetz-LZG NRW- vom 
07.03.2006 
 
Herrn Nils Wright, geboren am 08.06.1987, zur Zeit un-
bekannten Aufenthaltes wird hiermit eine Mitteilung nach 
§ 7 Unterhaltsvorschussgesetz vom 04.05.2023 öffentlich 
zugestellt, da eine persönliche Zustellung nicht möglich ist. 
 
Das Schriftstück (vom 04.05.2023, Aktenzeichen: 2.1.30-99-
UVG-204229) kann vom Empfangsberechtigen beim Fach-
bereich 2, Jugend, Schule, Sport in 32756 Detmold, Held-
manstraße 24 eingesehen bzw. abgeholt werden. 
 
Diese Zustellung erfolgt gemäß § 10 Landeszustellungsge-
setz NRW vom 07.03.2006 in der derzeit geltenden Fas-
sung. 
 
Das Dokument gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Be-
kanntmachung beziehungsweise seit der Veröffentlichung 
der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Danach 
können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können (§ 10 Abs. 2 LZG NRW). 
 
 
Im Auftrag 
 
 
Basokur 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
 
 
 
304 Volkshochschule Detmold-Lemgo AöR 
 
Bekanntmachung des Jahresabschlusses der Volks-
hochschule Detmold-Lemgo AöR zum 31.12.2022 
 
Der Verwaltungsrat der Volkshochschule Detmold-Lemgo 
AöR hat in seiner Sitzung am 20.06.2023 den Jahresab-
schluss und den Lagebericht zum 31.12.2022 festgestellt 
und dem Vorstand Entlastung erteilt. Der Jahresabschluss 
wird hiermit gemäß § 27 Abs. 3 Kommunalunternehmens-
verordnung – KUV bekannt gemacht. 
 
Die Jahresbilanz schließt mit 2.498.976,50 € ab. Die Ge-
winn- und Verlustrechnung weist einen Überschuss von 
83.075,44 € aus. Der Überschuss wird auf neue Rechnung 
vorgetragen.   
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses der Volkshoch-
schule Detmold-Lemgo AöR zum 31.12.2022 beauftragte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft HWP Hinrichs & Partner 
mbB, Detmold, hat am 30.05.2023 zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht den uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt.  

 
Der Jahresabschluss, der Lagebericht, der Bestätigungsver-
merk und der Bestätigungsbericht der Volkshochschule Det-
mold-Lemgo AöR zum 31.12.2022 liegen bis zur Feststel-
lung des folgenden Jahresabschlusses in der Bielefelder Str. 
1, 32756 Detmold, Zimmer 302, zur Einsichtnahme aus. 
 
Detmold, den 04. Juli 2023 
Vorstand AöR 
 
 
Claudia Biehahn 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 337 
 

 

 

Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
305 Bebauungsplan H 27.1 „Wilberger Straße/  
 Lackfabrik“, Stt. Horn 
 
a) Änderung des Aufstellungsbeschlusses  
b) Bekanntmachung der Erneuten Öffentlichen Ausle-
gung 
 
a) Änderung des Aufstellungsbeschlusses 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung vom 22.06.2023 den folgenden Beschluss gefasst: 
 
„a) Änderung des Aufstellungsbeschlusses 

„Mit Beschluss vom 01.02.2017 wird für das Gebiet öst-
lich der Wilberger Straße und nördlich des Naturschutz-
gebietes „Wiembecketal“ und der Energiezentrale der 
Fa. Glunz, mittlerweile Fa. B+T, im Stt. Horn der Bebau-
ungsplan H 27.1 „Wilberger Straße/ Lackfabrik“ aufge-
stellt. 
Mit dem Bebauungsplan soll ein Industriegebiet (GI) fest-
gesetzt werden. Der Bebauungsplan soll mindestens die 
in § 30 BauGB genannten Festsetzungen enthalten. 
Im Laufe des Planverfahrens hat sich heraus gestellt, 
dass für die zukünftige Kampstraße und die Einmündung 
der zukünftigen Kampstraße in die Wilberger Straße wei-
tere Flächen benötigt werden, weshalb der Geltungsbe-
reich um die Flurstücke 1084 (tlw.), 1237 (tlw.) Flur 4, 
sowie die Flurstücke 185, 153 (tlw.), Flur 3, Gem. Horn 
erweitert wird. 
Die Lage des geplanten Geltungsbereiches ist aus dem 
anliegenden Übersichtsplan ersichtlich. 
Der Aufstellungsbeschluss wird in Bezug auf den Gel-
tungsbereich geändert.“ 
 

 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 (3) der Verord-
nung über die öffentliche Bekanntmachung von kom-
munalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO)  
 
Es wird bestätigt, dass der vorstehende Wortlaut mit dem 
Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung und Lie-
genschaften des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
22.06.2023 übereinstimmt und dass gemäß § 2 (1) und (2) 
BekanntmVO NRW verfahren wurde. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 27.06.2023 
 
gez. 
 
Krüger 
Bürgermeister 
 
 
Bekanntmachungsanordnung gem. § 2 (3) der Verord-
nung über die öffentliche Bekanntmachung von kom-
munalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO)  
 
Nach § 2 (3) BekanntmVO wird hiermit die Bekanntmachung 
der folgenden Änderung des Aufstellungsbeschlusses zum 
Bebauungsplan H 27.1 „Wilberger Straße/ Lackfabrik“, Stt. 
Bad Meinberg angeordnet: 
 

 
„a) Änderung des Aufstellungsbeschlusses 
Mit Beschluss vom 01.02.2017 wird für das Gebiet östlich 
der Wilberger Straße und nördlich des Naturschutzgebietes 
„Wiembecketal“ und der Energiezentrale der Fa. Glunz, mitt-
lerweile Fa. B+T, im Stt. Horn der Bebauungsplan H 27.1 
„Wilberger Straße/ Lackfabrik“ aufgestellt. 
Mit dem Bebauungsplan soll ein Industriegebiet (GI) festge-
setzt werden. Der Bebauungsplan soll mindestens die in § 
30 BauGB genannten Festsetzungen enthalten. 
Im Laufe des Planverfahrens hat sich heraus gestellt, dass 
für die zukünftige Kampstraße und die Einmündung der zu-
künftigen Kampstraße in die Wilberger Straße weitere Flä-
chen benötigt werden, weshalb der Geltungsbereich um die 
Flurstücke 1084 (tlw.), 1237 (tlw.) Flur 4, sowie die Flurstü-
cke 185, 153 (tlw.), Flur 3, Gem. Horn erweitert wird. 
Die Lage des geplanten Geltungsbereiches ist aus dem an-
liegenden Übersichtsplan ersichtlich. 
Der Aufstellungsbeschluss wird in Bezug auf den Geltungs-
bereich geändert.“ 
 
Gleichzeitig wird erklärt, dass der Aufstellungsbeschluss 
hiermit öffentlich bekanntgemacht wird. 
 
Der Geltungsbereich ist aus dem nachfolgend mit abge-
drucktem Übersichtsplan ersichtlich. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 27.06.2023 
 
gez. 
 
Krüger 
Bürgermeister 
 
 
Bekanntmachung 
Auf Anordnung des Bürgermeisters wird hiermit die Än-
derung des Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungs-
plan H 27.1 „Wilberger Straße/ Lackfabrik“ öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser Be-
kanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. Für 
die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die Grenzzie-
hung in der zeichnerischen Darstellung verbindlich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 27.06.2023 
 
gez. 
 
Krüger 
Bürgermeister 
 
 
b) Beschluss zur erneuten Offenlegung und Behörden-
beteiligung 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung vom 22.06.2023 dem Entwurf des Bebauungsplanes H 
27.1 „Wilberger Straße Lackfabrik“ und seiner Begründung 
einschließlich Umweltbericht für die erneute öffentliche Aus-
legung zugestimmt. Zudem soll die Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange erneut durch-
geführt werden.  
 
Es sind folgende umweltbezogene Informationen verfüg-
bar: 
 Umweltbericht als Bestandteil der Begründung, der die 

durchgeführte Umweltprüfung und die voraussichtlichen  
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Umweltauswirkungen des Bebauungsplanes beschreibt 
und bewertet. Dabei werden sämtliche Schutzgüter 
(Mensch, Gesundheit, Bevölkerung, Tiere, Pflanzen, bi-
ologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Klima, Luft, 
Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgüter und ihre 
Wechselwirkungen) behandelt. 

 Schalltechnisches Gutachten im Rahmen des Bauleit-
planverfahrens Nr. H 27.1 „Wilberger Straße/ Lackfabrik“ 
der Stadt Horn-Bad Meinberg, AKUS GmbH, Bielefeld, 
11.05.2017 

 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, ILB Rinteln, Rinteln, 
05.06.2023 

 Faunistisches Gutachten für den B-Plan H 27 „Wilberger 
Straße/Verlängerte Kampstraße“ Stadt Horn - Bad Mein-
berg, Kreis Lippe, NRW, Kartierungsbüro forna, Det-
mold, Dezember 2017 

 3 umweltbezogene Stellungnahmen vom Kreis Lippe, 
der Landwirtschaftskammer und dem Lippischen Hei-
matbund aus der Frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 
1 BauGB zu den Themen Bodenschutz, Altlastenver-
dachtsfläche, Versiegelung, Naturschutzgebiet „Wiem-
becke“, Ausgleich des Eingriffes in Natur und Landschaft 

 2 umweltbezogene Stellungnahme vom Kreis Lippe und 
der Landwirtschaftskammer aus der Behördenbeteili-
gung gem. § 4 Abs. 2 BauGB zu den Themen Eingriffs-
bilanzierung, Ausgleichsflächen, Naturschutzgebiet, Ar-
tenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen 

 2 Stellungnahmen vom Kreis Lippe und dem Landesbe-
trieb Wald und Holz im Rahmen der weiteren Abstim-
mung zum Ausgleich über ein Waldökokonto 

 
Der Entwurf des Bebauungsplanes H 27.1 „Wilberger 
Straße/ Lackfabrik“ mit der Begründung einschließlich Um-
weltbericht sowie den nach Einschätzung der Stadt wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnah-
men liegen in der Zeit vom  
 

21. Juli 2023 bis einschließlich 
21. August 2023 

 
 im Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaf-
ten der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Oberge-
schoss, Aushangbereich im Flur) Montags bis donnerstags 
zwischen 8:30 Uhr und 16:30 Uhr, bzw. mittwochs schon ab 
7:30 Uhr und donnerstags bis 17:30 Uhr, sowie freitags zwi-
schen 8:00 Uhr und 12:00 Uhr gemäß § 4a Abs. 3 BauGB 
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB zu jedermanns Einsicht öffentlich 
aus.  
 
Diese Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen 
werden auch im Internet auf der Homepage der Stadt Horn-
Bad Meinberg unter der Kategorie „Bekanntmachungen“ un-
ter dem folgenden Link: 
https://www.horn-badmeinberg.de/Rat-und-Verwaltung/Be-
kanntmachungen/ 
eingestellt und zum Download bereitgestellt. 
 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. OG ist 
nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, für die dies ein 
unüberwindbares Hindernis darstellt, wird die Beteiligung in 
einem barrierefrei zugänglichen Raum durchgeführt.  
 
Während der o.g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu den Entwürfen des Vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes schriftlich an die Stadt Horn-Bad 
Meinberg, elektronisch an poststelle@vps.horn-badmein-
berg.de oder zur Niederschrift beim Fachbereich Stadtent-
wicklung, Bauen und Liegenschaften (Marktplatz 2, Zimmer  

 
25 nach vorheriger Terminvereinbarung unter 05234/201-
271) vorgebracht werden. Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. 
§ 4a Abs. 6 BauGB wird darauf hingewiesen, dass nicht frist-
gerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfas-
sung über den Bebauungsplan H 27.1 „Wilberger Straße/ 
Lackfabrik“ unberücksichtigt bleiben können, sofern die 
Stadt deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müs-
sen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans nicht von Bedeutung 
ist. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes des Bebauungsplanes 
H 27.1 „Wilberger Straße/ Lackfabrik“ sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die Grenz-
ziehung im Entwurf der Planzeichnung verbindlich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 27.06.2023 
 
gez. 
 
 
Krüger 
Bürgermeister 
 

 
Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
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306 a) 5. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
 Stadt Horn-Bad Meinberg und 
 b) Vorhabenbezogener Bebauungsplan H 15 
 „Fachmarktzentrum Kampstraße-Süd“ im Stt. 
 Horn 
 
Hier: Bekanntmachung der Erneuten Öffentlichen Aus-
legung 
 
a) 5. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 

Horn-Bad Meinberg 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung vom 22.06.2023 dem Entwurf der 5. Flächennutzungs-
planänderung und seiner Begründung einschließlich Um-
weltbericht für die erneute öffentliche Auslegung zuge-
stimmt. Zudem soll die Beteiligung der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange erneut durchgeführt wer-
den.  
 
Es sind folgende umweltbezogene Informationen verfüg-
bar: 
 Umweltbericht zur 5. Änderung des Flächennutzungs-

planes als Bestandteil der Begründung, der die durch-
geführte Umweltprüfung und die voraussichtlichen Um-
weltauswirkungen des Bebauungsplanes beschreibt 
und bewertet. Dabei werden sämtliche Schutzgüter 
(Mensch, Gesundheit, Bevölkerung, Tiere, Pflanzen, bi-
ologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Klima, Luft, 
Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgüter und ihre 
Wechselwirkungen) behandelt. 

 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Höke, Land-
schaftsarchitektur - Umweltplanung, Bielefeld, April 
2021, redaktionell bzgl. der Abbildung der Planzeich-
nungen zur erneuten Offenlage angepasst Juni 2023 
zum Thema Artenschutz 

 Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Stadt Horn-
Bad Meinberg, BBE Standort- und Kommunalberatung, 
Münster, März 2014 

 Auswirkungsanalyse zum geplanten Neubau eines 
Fachmarktzentrums an der Kampstraße in Horn-Bad 
Meinberg, BBE Handelsberatung, Köln, August 2020 

 Gutachterliche Stellungnahme zur geplanten Erweite-
rung des zentralen Versorgungsbereichs Horn in der 
Stadt Horn-Bad Meinberg, BBE Handelsberatung, Köln, 
Juni 2023 

 10 Stellungnahmen der Öffentlichkeit zu den Themen 
Begrünung, Verkehrsbelastung, Versiegelung, Regen-
wasserentwässerung, erhöhter CO 2 Ausstoß, Licht- 
und Lärmimmissionen, Klima, Artenschutz aus der 
Frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 

 1 Stellungnahme des Kreises Lippe zu den Themen 
Landschaft und Naturhaushalt, Regenwasserentwässe-
rung, Verkehrsbelastung und Verkehrssicherheit, Hin-
weise zum Umgang mit Bodenaushub aus der Frühzei-
tigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

 9 Stellungnahmen der Öffentlichkeit zu den Themen 
Begrünung, Verkehrsbelastung, Versiegelung, Regen-
wasserentwässerung, Starkregenereignisse, Licht-, 
Luft- und Lärmimmissionen, Klima und aus der Offenle-
gung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

 2 Stellungnahmen des Kreises Lippe zu den Themen 
Regenwasserentwässerung, Lärmbelastung, Verkehrs-
belastung, Verkehrssicherheit und Hinweise zum Um-
gang mit Bodenaushub aus der Behördenbeteiligung 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 

 
 1 Stellungnahme des Lippischen Heimatbundes zu den 

Themen Ausgleichfläche, Artenschutzmaßnahmen aus 
der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB. 

 
Der Entwurf der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes 
mit der Begründung einschließlich Umweltbericht sowie den 
nach Einschätzung der Stadt wesentlichen, bereits vorlie-
genden umweltbezogenen Stellungnahmen liegen in der 
Zeit vom  
 

21. Juli 2023 bis einschließlich 
21. August 2023 

 
im Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaf-
ten der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Oberge-
schoss, Aushangbereich im Flur) Montags bis donnerstags 
zwischen 8:30 Uhr und 16:30 Uhr, bzw. mittwochs schon ab 
7:30 Uhr und donnerstags bis 17:30 Uhr, sowie freitags zwi-
schen 8:00 Uhr und 12:00 Uhr gemäß § 4a Abs. 3 BauGB 
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB zu jedermanns Einsicht öffentlich 
aus.  
 
Diese Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen 
werden auch im Internet auf der Homepage der Stadt Horn-
Bad Meinberg unter der Kategorie „Bekanntmachungen“ un-
ter dem folgenden Link: 
https://www.horn-badmeinberg.de/Rat-und-Verwaltung/Be-
kanntmachungen/ 
eingestellt und zum Download bereitgestellt. 
 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. OG ist 
nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, für die dies ein 
unüberwindbares Hindernis darstellt, wird die Beteiligung in 
einem barrierefrei zugänglichen Raum durchgeführt.  
 
Während der o.g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu den Entwürfen der 5. Flächennutzungs-
planänderung schriftlich an die Stadt Horn-Bad Meinberg, 
elektronisch an poststelle@vps.horn-badmeinberg.de o-
der zur Niederschrift beim Fachbereich Stadtentwicklung, 
Bauen und Liegenschaften (Marktplatz 2, Zimmer 25 nach 
vorheriger Terminvereinbarung unter 05234/201-271) vor-
gebracht werden. Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 
6 BauGB wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über die 5. Flächennutzungsplanänderung unberücksichtigt 
bleiben können, sofern die Stadt deren Inhalt nicht kannte 
und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit der 5. Flächennutzungsplanänderung nicht 
von Bedeutung ist. 
 
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass bei Flächennut-
zungsplänen eine Vereinigung im Sinne des § 4 (3) Satz 1 
Nr. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) in ei-
nem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 (2) UmwRG gemäß § 
7 (3) Satz 1 UmwRG mit allen Einwendungen ausgeschlos-
sen ist, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder 
nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend ma-
chen können (gem. § 3 (3) BauGB). 
 
Lage und Umfang des Plangebietes der 5. Flächennut-
zungsplanänderung ist aus dem dieser Bekanntmachung 
beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. Für die genaue Ab-
grenzung des Plangebietes ist die Grenzziehung im Entwurf 
der Planzeichnung verbindlich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 27.06.2023 
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gez. 
 
 
Krüger 
Bürgermeister 
 
b) Vorhabenbezogener Bebauungsplan H 15 „Fach-

marktzentrum Kampstraße-Süd“ im Stt. Horn 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung vom 22.06.2023 dem Entwurf des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans H 15 „Fachmarktzentrum Kamp-
straße-Süd“ einschl. Vorhaben- und Erschließungsplan zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan H 15 „Fachmarktzent-
rum Kampstraße-Süd“ und seiner Begründung einschließ-
lich Umweltbericht für die erneute öffentliche Auslegung zu-
gestimmt. Zudem soll die Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange erneut durchgeführt 
werden.  
 
Es sind folgende umweltbezogene Informationen verfüg-
bar: 
 Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungs-

plan H 15 als Bestandteil der Begründung, der die 
durchgeführte Umweltprüfung und die voraussichtli-
chen Umweltauswirkungen des Bebauungsplanes be-
schreibt und bewertet. Dabei werden sämtliche Schutz-
güter (Mensch, Gesundheit, Bevölkerung, Tiere, Pflan-
zen, biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Klima, 
Luft, Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgüter und 
ihre Wechselwirkungen) behandelt. 

 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Höke, Land-
schaftsarchitektur - Umweltplanung, Bielefeld, April 
2021, redaktionell bzgl. der Abbildung der Planzeich-
nungen zur erneuten Offenlage angepasst Juni 2023 
zum Thema Artenschutz 

 Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Stadt Horn-
Bad Meinberg, BBE Standort- und Kommunalberatung, 
Münster, März 2014 

 Auswirkungsanalyse zum geplanten Neubau eines 
Fachmarktzentrums an der Kampstraße in Horn-Bad 
Meinberg, BBE Handelsberatung, Köln, August 2020 

 Gutachterliche Stellungnahme zur geplanten Erweite-
rung des zentralen Versorgungsbereichs Horn in der 
Stadt Horn-Bad Meinberg, BBE Handelsberatung, Köln, 
Juni 2023 

 Verkehrsuntersuchung, Röver Ingenieurgesellschaft 
mbH, Gütersloh, Mai 2020, fortgeschrieben im Februar 
2021, redaktionell bzgl. der Abbildung der Planzeich-
nungen angepasst Juni 2023 

 Schallimmissionsprognose Vorhabenbezogener Be-
bauungsplan H15 „Fachmarktzentrum Kampstraße-
Süd“, Kampstraße in 32805 Horn-Bad Meinberg, Dipl.-
Ing. M. Goritzka und Partner, Leipzig, Mai 2021 

 Schallimmissionsprognose Vorhabenbezogener Be-
bauungsplan H15 „Fachmarktzentrum Kampstraße-
Süd“, Kampstraße in 32805 Horn-Bad Meinberg, Dipl.-
Ing. M. Goritzka und Partner, Leipzig, Februar 2023 
zur Orientierenden Betrachtung der gewerblichen Vor-
belastung „Autolackierung Diekmann GmbH & Co" 

 Schallimmissionsprognose Vorhabenbezogener Be-
bauungsplan H15 „Fachmarktzentrum Kampstraße-
Süd“, Kampstraße in 32805 Horn-Bad Meinberg, Dipl.-
Ing. M. Goritzka und Partner, Leipzig, Juni 2023 zur Be-
trachtung der gewerblichen Vorbelastung unter Berück-
sichtigung der Baugenehmigungen für die Fa. „Autola-
ckierung Diekmann GmbH & Co" 
 

 
 11 Stellungnahmen der Öffentlichkeit zu den Themen 

Begrünung, Verkehrsbelastung, Versiegelung, Regen-
wasserentwässerung, erhöhter CO 2 Ausstoß, Licht- 
und Lärmimmissionen, Klima, Artenschutz aus der 
Frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 

 1 Stellungnahme des Kreises Lippe zu den Themen 
Landschaft und Naturhaushalt, Regenwasserentwässe-
rung, Verkehrsbelastung und Verkehrssicherheit, Hin-
weise zum Umgang mit Bodenaushub aus der Frühzei-
tigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

 9 Stellungnahmen der Öffentlichkeit zu den Themen 
Begrünung, Verkehrsbelastung, Versiegelung, Regen-
wasserentwässerung, Starkregenereignisse, Licht-, 
Luft- und Lärmimmissionen, Klima und aus der Offenle-
gung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

 2 Stellungnahmen des Kreises Lippe zu den Themen 
Regenwasserentwässerung, Lärmbelastung, Verkehrs-
belastung, Verkehrssicherheit und Hinweise zum Um-
gang mit Bodenaushub aus der Behördenbeteiligung 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

 1 Stellungnahme des Lippischen Heimatbundes zu den 
Themen Ausgleichfläche, Artenschutzmaßnahmen aus 
der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB. 

 
Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
H 15 „Fachmarktzentrum Kampstraße-Süd“ einschließlich 
Vorhaben- und Erschließungsplan zum vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans H 15 mit der Begründung einschließ-
lich Umweltbericht sowie den nach Einschätzung der Stadt 
wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stel-
lungnahmen liegen in der Zeit vom  
 

21. Juli 2023 bis einschließlich 
21. August 2023 

 
 im Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaf-
ten der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Oberge-
schoss, Aushangbereich im Flur) Montags bis donnerstags 
zwischen 8:30 Uhr und 16:30 Uhr, bzw. mittwochs schon ab 
7:30 Uhr und donnerstags bis 17:30 Uhr, sowie freitags zwi-
schen 8:00 Uhr und 12:00 Uhr gemäß § 4a Abs. 3 BauGB 
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB zu jedermanns Einsicht öffentlich 
aus.  
 
Diese Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen 
werden auch im Internet auf der Homepage der Stadt Horn-
Bad Meinberg unter der Kategorie „Bekanntmachungen“ un-
ter dem folgenden Link: 
https://www.horn-badmeinberg.de/Rat-und-Verwaltung/Be-
kanntmachungen/ 
eingestellt und zum Download bereitgestellt. 
 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. OG ist 
nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, für die dies ein 
unüberwindbares Hindernis darstellt, wird die Beteiligung in 
einem barrierefrei zugänglichen Raum durchgeführt.  
 
Während der o.g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu den Entwürfen des Vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes schriftlich an die Stadt Horn-Bad 
Meinberg, elektronisch an poststelle@vps.horn-badmein-
berg.de oder zur Niederschrift beim Fachbereich Stadtent-
wicklung, Bauen und Liegenschaften (Marktplatz 2, Zimmer 
25 nach vorheriger Terminvereinbarung unter 05234/201-
271) vorgebracht werden. Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. 
§ 4a Abs. 6 BauGB wird darauf hingewiesen, dass nicht frist-
gerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfas-
sung über den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan H 15  
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unberücksichtigt bleiben können, sofern die Stadt deren In-
halt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren 
Inhalt für die Rechtmäßigkeit des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans nicht von Bedeutung ist. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes des Vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes H 15 sind aus den dieser Bekannt-
machung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. Für die ge-
naue Abgrenzung des Plangebietes ist die Grenzziehung im 
Entwurf der Planzeichnung verbindlich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 27.06.2023 
 
gez. 
 
 
Krüger 
Bürgermeister 
 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
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Gemeinde Kalletal 
 
307 Öffentliche Auflegung der Vorschlagslisten für 
 die Wahl der Schöffinnen und Schöffen 
 
für die Strafkammern des Landgerichts Detmold und für 
die gemeinsamen Schöffengerichte im Landgerichtsbe-
zirk Detmold für die Geschäftsjahre 2024 bis 2028 
 
Der Rat der Gemeinde Kalletal hat in seiner Sitzung am 
15.06.2023 gem. §§ 36 Abs. 3 und 77 Abs. 1 des Gerichts-
verfassungsgesetzes (GVG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 09. Mai 1975 (BGBI. I S. 1077) - in der z. Zt. 
gültigen Fassung - die Vorschlagsliste für die Wahl der 
Schöffinnen und Schöffen für die Strafkammern des Land-
gerichts Detmold und für die gemeinsamen Schöffenge-
richte im Landgerichtsbezirk Detmold für die Geschäftsjahre 
2024 bis 2028 aufgestellt. 
 
Die Vorschlagsliste liegt in der Zeit vom 
 

11.07.2023 bis 18.07.2023 
 
während der Öffnungszeiten im Rathaus der Gemeinde Kal-
letal, Zimmer 4, 
Rintelner Straße 3, 32689 Kalletal 
 
zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Gegen die Vorschlagsliste kann gem. § 37 GVG innerhalb 
einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungsfrist, 
schriftlich oder zu Protokoll mit der Begründung Einspruch 
erhoben werden, dass in die Vorschlagsliste Personen auf-
genommen wurden, die nach § 32 GVG nicht aufgenommen 
werden durften oder nach den §§ 33, 34 GVG nicht aufge-
nommen werden sollten. 
 
Der Einspruch ist schriftlich oder durch mündliche Erklärung 
zur Niederschrift im Rathaus der Gemeinde Kalletal, Zimmer 
4, Rintelner Straße 3, 32689 Kalletal, einzulegen. 
 
Diese Bekanntmachung wird auch auf der Internetseite der 
Gemeinde Kalletal (www.kalletal.de; Bekanntmachungen) 
veröffentlicht. 
 
 
Kalletal, den 29.06.2023 
 
Gemeinde Kalletal 
Der Bürgermeister 
 
 
In Vertretung 
Jens Hankemeier 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
308 Bekanntmachung des Jahresabschlusses der 
 Alten Hansestadt Lemgo zum 31.12.2021 
 und Entlastung des Bürgermeisters 
 
Aufgrund des § 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW S. 666) in der derzeit gültigen Fassung hat der 
Rat der Stadt Lemgo am 12.12.2022 den vom Rechnungs-
prüfungsausschuss geprüften und mit einem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk versehenen Jahresab-
schluss zum 31.12.2021 mit der Bilanzsumme in Höhe von 
314.674.680,35 EUR durch Beschluss festgestellt und dem 
Bürgermeister Entlastung erteilt. 
Der Jahresüberschuss in Höhe von 5.374.188,79 EUR wird 
der Ausgleichsrücklage zugeführt. 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2021 mit Lagebericht ist 
gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Schreiben 
vom 27.02.2023 angezeigt worden. 
Der Jahresabschluss mit Lagebericht 2021 der Alten Han-
sestadt Lemgo wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die 
Bilanz, die Gesamtergebnisrechnung sowie die Gesamtfi-
nanzrechnung zum 31.12.2021 sind nachfolgend abge-
druckt.  
 
Der Jahresabschluss 2021 mit allen Anlagen sowie der La-
gebericht liegen zur Einsichtnahme ab dem 11.07.2023 bis 
zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses in der 
Kämmerei, Papenstraße 9, Zimmer 117, während der 
Dienstzeiten öffentlich aus und sind im Internet unter der Ad-
resse www.Lemgo.de/politik-verwaltung/finanzen-der stadt 
verfügbar. 
 
 
Lemgo, den 16.06.2023 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Markus Baier 
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Gemeinde Schlangen 
 
309 Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen 
 für die Offenen Ganztagsschulen im  
 Primarbereich der Gemeinde Schlangen 
 
Hinweis gemäß § 14 Abs. 1 Satz 2 der Hauptsatzung der 
Gemeinde Schlangen vom 19. November 2020 i.V.m. § 6 
Abs. 1 Satz 2 BekanntmVO NRW 
 
Die Gemeinde Schlangen hat die am 22.06.2023 vom Rat 
beschlossene  
 
Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Of-
fenen Ganztagsschulen im Primarbereich der Gemeinde 
Schlangen  
 
am 29.06.2023 auf der Internetseite der Gemeinde Schlan-
gen unter www.gemeinde-schlangen.de – öffentliche Be-
kanntmachungen – bekanntgemacht.  

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
 
 
 
310 Richtlinie zur Förderung des Sportes in der  
 Gemeinde Schlangen 
 
Hinweis gemäß § 14 Abs. 1 Satz 2 der Hauptsatzung der 
Gemeinde Schlangen vom 19. November 2020 i.V.m. § 6 
Abs. 1 Satz 2 BekanntmVO NRW 
 
Die Gemeinde Schlangen hat die am 22.06.2023 vom Rat 
beschlossene  
 
Richtlinie zur Förderung des Sportes in der Gemeinde 
Schlangen 
 
am 29.06.2023 auf der Internetseite der Gemeinde Schlan-
gen unter www.gemeinde-schlangen.de – öffentliche Be-
kanntmachungen – bekanntgemacht. 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
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Jobcenter Lippe 
 
311 Öffentliche Zustellung eines Ablehnungsbe-
 scheides für Leistungen zur Sicherung des  
 Lebensunterhaltes nach dem SGB II an  
 Frau Kerstin Klasen, geb. 16.01.1980 
 
An Herrn Ismail Firat Özcelik ist am 09.05.2023 unter dem 
Aktenzeichen331D149620 ein Rückforderungsbescheid für 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem 
SGB II für die Zeit 01.04.2022 bis 30.09.2022 erlassen wor-
den, da die Voraussetzungen zur Leistungsbewilligung nach 
§ 7 SGB II nicht vorliegen.       
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herr Özcelik 
unter der mir bekannten Anschrift nicht ermittelt werden 
konnte (mehrere Postrückläufer), eine aktuelle Anschrift ist 
nicht bekannt. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 07. 
März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche Be-
kanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Blomberg, Wirtschaftliche Hilfen, Bahnhofstr. 35, in 
32825 Blomberg, Zimmer 219 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang nehmen. 
 
 
Blomberg, den 03.04.2020 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Loreen Kahlert 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
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Stadtwerke Lemgo 
 
312 Veröffentlichung Jahresabschluss 2022 
 

 Bekanntmachung der Stadtwerke Lemgo GmbH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Lemgo 
GmbH hat, nachdem der Aufsichtsrat in seiner Sitzung am 
23. Mai 2023 den Jahresabschluss 2022 der Stadtwerke 
Lemgo GmbH formell festgestellt hat, in seiner Sitzung am 
13. Juni 2023 folgenden Beschluss gefasst: Der Jahresüber-
schuss 2022 in Höhe von 466.530,54 EUR wird in voller 
Höhe der Gewinnrücklage zugeführt. 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 11. 
September bis einschließlich 15. September 2023 während 
der Geschäftszeiten (montags bis donnerstags von 8.00 bis 
16.30 Uhr und freitags von 8.00 bis 13.00 Uhr) im Verwal-
tungsgebäude Bruchweg 24, Lemgo, zur Einsicht aus. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberich-
tes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Eversheim-
Stuible Treuberater GmbH, Düsseldorf, hat am 05. Mai 2023 
den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt: 
 

 VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRES-
ABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 

 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Stadtwerke Lemgo 
GmbH – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022 
und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 sowie dem An-
hang einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir 
den Lagebericht der Stadtwerke Lemgo GmbH für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 ge-
prüft. 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens- und Fi-
nanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 
sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebe-
richt in Einklang mit dem Jahresabschluss, ent-
spricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmä-
ßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts ge-
führt hat. 
 
 

 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach 
diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er-
füllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung des gesetzlichen Vertreters und des Auf-
sichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebe-
richt 
 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner ist der gesetzliche Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die er in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung 
eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-
sentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beur-
teilen. Des Weiteren hat er die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit – sofern einschlägig – anzugeben. Darüber hinaus ist 
er dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
Außerdem ist der gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend darstellt. Ferner ist der gesetzliche Ver-
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstel-
lung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzu-
wendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von we-
sentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist, ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss und mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-
nissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Be-
stätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten 
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn ver-
nünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln o-
der insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresab-
schlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen 
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hin-
aus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-
licher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – fal-
scher Darstellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlun-
gen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-
langen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentli-
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkei-
ten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwir-
ken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-
ten, irreführende Darstellungen bzw. das Außer-
kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prü-
fung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lage-
berichts relevanten Vorkehrungen und Maßnah-
men, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter 
den gegebenen Umständen angemessen sind, je-
doch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirk-
samkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzuge-
ben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den ge-
setzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten ge-
schätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-
senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit  

 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 
die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser je-
weiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 
bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks er-
langten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau 
und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 
zu Grunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereig-
nisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermit-
telt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage der Gesellschaft. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-
setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis 
ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise voll-
ziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsori-
entierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht 
ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künf-
tige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorien-
tierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortli-
chen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im inter-
nen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 
 

 SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE  
RECHTLICHE ANFORDERUNGEN 

 
Vermerk über die Prüfung der Einhaltung der Rech-
nungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG 
 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben geprüft, ob die Gesellschaft ihre Pflichten 
nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG zur Führung ge-
trennter Konten für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2022 bis zum 31. Dezember 2022 eingehalten hat. Dar-
über hinaus haben wir den Tätigkeitsabschluss für die 
Tätigkeit „Elektrizitätsverteilung“ und „Gasverteilung“ 
und „moderner Messstellenbetrieb“ nach § 6 Abs. 3 
Satz 1 EnWG – bestehend aus der Bilanz zum 31. De-
zember 2022 des Jahresabschlusses, die gleichzeitig  
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die Bilanz des Tätigkeitsabschlusses darstellt, und der Ge-
winn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 des Jahresabschlus-
ses, die gleichzeitig die Gewinn- und Verlustrechnung des 
Tätigkeitsabschlusses darstellt – geprüft.  

 
• Nach unserer Beurteilung wurden die Pflichten 

nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG zur Füh-
rung getrennte Konten in allen wesentlichen 
Belangen eingehalten. 

• Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der beigefügte Tätigkeitsabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen Vor-
schriften des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG. 

 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur 
Führung getrennter Konten und des Tätigkeitsabschlusses 
in Übereinstimmung mit § 6b Abs. 5 EnWG unter Beachtung 
des IDW Prüfungsstandards: Prüfung nach § 6b Energiewirt-
schaftsgesetz (IDW PS 610 n.F.) durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im 
Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung der Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 
6b Abs. 3 EnWG“ weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er-
füllt. Wir wenden als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die An-
forderungen des IDW Qualitätssicherungsstandards: Anfor-
derungen an die Qualitätssicherung in der Wirtschaftsprüfer-
praxis (IDW QS 1) an. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeig-
net sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zur 
Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 
3 EnWG zu dienen. 
 
Verantwortung des gesetzlichen Vertreters und des Auf-
sichtsrats für die Einhaltung der Rechnungslegungs-
pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG 
 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Einhaltung 
der Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG zur Füh-
rung getrennter Konten. Der gesetzliche Vertreter ist auch 
verantwortlich für die Aufstellung des Tätigkeitsabschlusses 
nach den deutschen Vorschriften des § 6b Abs. 3 Sätze 5 
bis 7 EnWG. 
Außerdem ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die 
internen Kontrollen, die er als notwendig erachtet hat, um 
die Pflichten zur Führung getrennter Konten einzuhalten. 
Die Verantwortung des gesetzlichen Vertreters für den Tä-
tigkeitsabschluss entspricht der im Abschnitt „Verantwor-
tung des gesetzlichen Vertreters und des Aufsichtsrats für 
den Jahresabschluss und den Lagebericht“ hinsichtlich des 
Jahresabschlusses beschriebenen Verantwortung. 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung der 
Einhaltung der Rechnungslegungspflichten der Gesellschaft 
nach § 6b Abs. 3 EnWG. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
der Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 
6b Abs. 3 EnWG 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen,  

 
• ob die gesetzlichen Vertreter seinen Pflichten 

nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG zur Füh-
rung getrennter Konten in allen wesentlichen 
Belangen eingehalten hat und  

• ob der Tätigkeitsabschluss in allen wesentli-
chen Belangen den deutschen Vorschriften 
des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG ent-
spricht.  
 

Ferner umfasst unsere Zielsetzung, einen Vermerk in den 
Bestätigungsvermerk aufzunehmen, der unsere Prüfungsur-
teile zur Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 
6b Abs. 3 EnWG beinhaltet. 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 
Sätze 1 bis 5 EnWG zur Führung getrennter Konten umfasst 
die Beurteilung, ob die Zuordnung der Konten zu den Tätig-
keiten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 4 EnWG sachgerecht 
und nachvollziehbar erfolgt ist und der Grundsatz der Stetig-
keit beachtet wurde.  
 
Unsere Verantwortung für die Prüfung des Tätigkeitsab-
schlusses entspricht der im Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ hinsichtlich des Jahresabschlusses 
beschriebenen Verantwortung. 
 
 
Lemgo, den 03.07.2023 
 
STADTWERKE LEMGO GMBH 
Bruchweg 24 
32657 Lemgo 
 
Matthias Sasse 
Geschäftsführer 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
STADTWERKE LEMGO GMBH 
 
i. V.  
 
 
Michael Teuber 

Kr.Bl. Lippe 10.07.2023 
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354 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

Einzelpreis dieser Nummer 0,61 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18 bei der Sparkasse Detmold (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


